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Vorwort Vorwort Vorwort Bearbeitername Erstversand 
 

Vorwort zur 3. Auflage 
 
 
Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz ist am 1. März 1996 in Kraft getreten. In einer sich 

ständig verändernden Arbeitswelt (Stichworte sind: Europäisierung, Globalisierung, 
Dienstleistungsfreiheit etc.) musste es sich bewähren. Das ist nur teilweise gelungen. Die 
vielfältigen Änderungen des Gesetzes sind ein Beleg dafür. Sie haben aber weder die 
Lesbarkeit noch die Anwenderfreundlichkeit gefördert. 

Nach wie vor ist die Angleichung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in der Euro-
päischen Union nicht gelungen. Sozialdumping auf der einen, weiter sinkende Tarifbin-
dung auf der anderen Seite haben den Gesetzgeber gezwungen, eine grundlegende 
Überarbeitung des AEntG und im Sinne „Kommunizierender Röhren“ des bisher nie 
angewandten MiArbG aus dem Jahr 1952 vorzulegen. Das Gesetz ist mit Wirkung vom 
24. 4. 2009 in Kraft getreten. 

Erneut ein politischer Kompromiss. Auch wenn jetzt sicherlich die Handhabbarkeit 
verbessert wurde, bleibt abzuwarten, ob die beiden Gesetze die hochgesteckten Erwar-
tungen erfüllen. Wünschenswert wäre es gewesen, ein neues einheitliches Mindestlohn-
gesetz vorzulegen. 

Wir wünschen uns einen regen Dialog mit den Benutzern unseres Kommentars, für 
den wir als weitere Mitkommentatoren Frau Regierungsdirektorin Gabriele Eustrup 
(BMF) und Herrn Ministerialrat Holger Winkler, LL.M. (einen der Mitverfasser des 
neuen Gesetzes) gewinnen konnten. Für die Unterstützung bei der Überarbeitung des 
Kommentars danken wir den Herren Dr. Johannes Heuschmid und Oliver Schumacher. 
Peter Roggendorff ist aus dem Autorenteam ausgeschieden. Rechtsprechung und Litera-
tur sind bis zum 30. 5. 2011 berücksichtigt. 

 
Berlin/Bonn/Wiesbaden/Frankfurt Die Verfasser 
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